
Verantwortlichkeit zu gewährleisten und die schnelle 
und gerechte Bestrafung der Schuldigen zu sichern.

Der Verantwortung des Staatsanwalts für das ge­
samte Ermittlungsverfahren entspricht es, daß das 
Gesetz ihn zur Leitung desselben und zur Aufsicht 
über alle Untersuchungen verpflichtet, die Durchfüh­
rung der Untersuchung selbst aber den Unter­
suchungsorganen oder anderen vom Staatsanwalt da­
mit beauftragten staatlichen Organen überträgt (§§ 96, 
99 StPO). Das Ermittlungsverfahren wird von dem in 
den §§ 95 bis 101 ausgeprägten Grundsatz beherrscht, 
daß die Aufgabe des Staatsanwalts in der Leitung und 
der Aufsicht über die Tätigkeit der Untersuchungs­
organe besteht, daß es aber grundsätzlich nicht seine 
Aufgabe, sondern die der Untersuchungsorgane ist, 
die Untersuchungen im einzelnen durchzuführen. Aus 
der leitenden Stellung des Staatsanwalts ergibt sich 
sein Recht und seine Pflicht, den Untersuchungsorga­
nen Weisungen für die Führung der Untersuchungen 
zu erteilen (§ 97 Satz 2 StPO) und, wenn er es für 
erforderlich hält, auch die Untersuchungen selbst zu 
führen (§ 97 Satz 3). Grundsätzlich soll er aber, um 
seine großen Aufgaben nicht nur im Ermittlungsver­
fahren, sondern auch im gerichtlichen Verfahren und 
vor allem auch auf den anderen, im Staatsanwalt­
schaftsgesetz geregelten Gebieten erfüllen zu können, 
von der Durchführung der Untersuchungen im ein­
zelnen entlastet werden.

Die leitende Stellung des Staatsanwalts findet in 
dem Recht und der Pflicht zur Aufsicht ihren Aus­
druck (§§ 97, 98 StPO). Diese Aufsichtsfunktion im 
Ermittlungsverfahren ist nur die eine Seite der all­
gemeinen Aufsicht, die der Staatsanwaltschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik durch den Mini­
sterratsbeschluß vom 27. März 1952 (MinBl. S. 35) und 
durch das Staatsanwaltschaftsgesetz übertragen wor­
den ist.5 6) Zweck der Aufsicht ist, wie die Rundverfü­
gung Nr. 8/52 vom 31. März 1952 unter II. sagt, die 
demokratische Gesetzlichkeit bei der Durchführung 
von Untersuchungen zu sichern, die Qualität der Un­
tersuchungen zu erhöhen und die Dauer der Unter­
suchungsverfahren zu verkürzen.

Der Aufsichtspflicht des Staatsanwalts und seiner 
Aufgabe als Wahrer der demokratischen Gesetzlich­
keit entspricht das Recht des Beschuldigten, der Zeu­
gen und Sachverständigen, gegen jede sie betreffende 
Maßnahme eines Untersuchungsorgans Beschwerde 
beim Staatsanwalt einzulegen. Schon in der Rund­
verfügung Nr. 8/52 war bestimmt, daß der Staats­
anwalt allen an ihn gerichteten Beschwerden über die 
Führung der Untersuchung nachzugehen und das Not­
wendige zu veranlassen hat Diese Beschwerden sind 
also bei dem Staatsanwalt einzulegen, dem die Auf­
sicht über das betreffende Untersuchungsorgan ob­
liegt (§ 101 Abs. 1). Er hat, wenn er der Beschwerde 
stattgibt, dem Untersuchungsorgan entsprechende 
Weisung zu erteilen. Damit ist diese Funktion des 
Staatsanwalts als Wirkung seines /Sufsichts- und Wei­
sungsrecht gekennzeichnet. Diese Beschwerde ist 
grundsätzlich verschieden von der in den §§ 296 ff. 
StPO geregelten Beschwerde. Letztere ist ein Rechts­
mittel (§ 274 Abs. 1) gegen gerichtliche Entscheidun­
gen. Ihr besonderer rechtlicher Charakter liegt darin, 
daß nach Ablauf der Rechtsmittelfrist oder nach Zu­
rückweisung des Rechtsmittels die betreffende gericht­
liche Entscheidung Rechtskraft erlangt. Dieses Rechts­
mittel ist daher fristgebunden (§ 297 Abs. 1), und eine 
weitere Entscheidung des Beschwerdegerichts ist nicht 
mehr zulässig. Die Beschwerde des § 100 StPO da­
gegen, die der Sicherung der Rechte des Beschuldig­
ten und der anderen Beteiligten im Ermittlungsver­
fahren dient, hängt aufs engste mit der besonderen 
Funktion des Staatsanwalts als Hüters der Gesetz­
lichkeit zusammen, die sich hier in der Aufsicht über 
die Untersuchungsorgane auswirkt.®) Ihr entspricht 
das Recht der Untersuchungsorgane, sich beschwerde­
führend an den Vorgesetzten Staatsanwalt zu wenden, 
wenn sie die Anweisungen eines Staatsanwalts für 
unsachgemäß halten, wie in der Rundverfügung Nr. 8/52 
unter III 5 festgelegt ist. Es handelt sich bei diesen

5) vgl. Melsheimer in NJ 1952 S. 204 ff.
6) vgl. die Begründung zur Volkskammervorlage der StPO
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beiden Beschwerdemöglichkeiten um die Anwendung 
des allgemeinen Grundsatzes, daß über jede Maß­
nahme eines Staatsanwalts Aufsichtsbeschwerde ein­
gelegt werden kann, und die Ausdehnung dieses 
Grundsatzes auf die Untersuchungsorgane. Denn die 
Struktur der Staatsanwaltschaft, derzufolge jeder 
Staatsanwalt dem ihm übergeordneten Staatsanwalt 
verantwortlich und an seine Weisungen gebunden ist 
(§§ 2, 5, 6 des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft), 
hat zur Folge, daß bei jeder Entscheidung eines 
Staatsanwalts die Nachprüfung durch den überge­
ordneten Staatsanwalt herbeigeführt werden kann. 
Diese innerdienstliche Aufsicht, die sich aus der 
Organisation und Struktur der Staatsanwaltschaft 
ergibt, besteht in vollem Umfange neben den Verfah­
rensvorschriften der StPO. Andererseits sind die Be­
schwerden über Maßnahmen eines Untersuchungs­
organs keine Dienstaufsichtsbeschwerden, denn die 
Dienstaufsicht steht der dem einzelnen Untersuchungs­
organ innerhalb seines Verwaltungsapparates überge­
ordneten Stelle zu. Die Beschwerde nach § 100 betrifft 
nicht die Dienstaufsicht, sondern hat die sachliche 
Nachprüfung der betreffenden Maßnahme durch den 
aufsichtführenden Staatsanwalt und den diesem über­
geordneten Staatsanwalt zum Inhalt.

2. Die Einleitung des Ermittlungsverfahrens

Eine besonders wichtige Bestimmung, die den demo­
kratischen Charakter unseres Strafprozeßrechts deut­
lich offenbart, ist die Vorschrift des § 108 StPO, nach 
der die Einleitung des Ermittlungsverfahrens durch 
eine schriftlich begründete Verfügung anzuordnen und 
diese Anordnung dem Beschuldigten bei Beginn seiner 
Vernehmung mitzuteilen ist. Durch diese formelle Er­
öffnung des Ermittlungsverfahrens wird einerseits der 
Beginn desselben und damit die Verantwortlichkeit 
des Staatsanwalts für die weiteren Untersuchungs­
handlungen schriftlich festgelegt. Darüber hinaus hat 
diese Anordnung die wichtige sachliche Bedeutung, daß 
von diesem Zeitpunkt an die prozessualen Rechte und 
Pflichten des Beschuldigten beginnen, daß dieser jetzt 
aus einem Verdächtigen zum Beschuldigten im ver­
fahrensrechtlichen Sinne wird (§ 170 StPO) und ihm 
alle daraus folgenden Rechte und Pflichten zustehen7 1). 
Es kann und darf nach den Grundsätzen unserer demo­
kratischen Gesetzlichkeit nicht geduldet werden, daß 
gegen einen Bürger monatelang Ermittlungen geführt 
werden und er, wie es in Westdeutschland mit Frie­
denskämpfern geschieht, in Haft gehalten wird, ohne 
zu wissen, welche Beschuldigungen gegen ihn erhoben 
werden. Der Anordnung nach § 106 StPO, ihrer Be­
gründung und ihrer Mitteilung an den Beschuldigten 
kommt daher eine grundlegende Bedeutung zu; sie ist 
ein der Anklageerhebung und dem Eröffnungsbeschluß 
gleichwertiger, entscheidender Akt des neuen Straf­
verfahrens.

Diese Entscheidung des Staatsanwalts nach § 106 
kann nicht etwa mit einer Beschwerde an das Gericht 
angefochten werden, denn sie ergeht auf Grund der 
ausschließlichen Herrschaft des Staatsanwalts über das 
Ermittlungsverfahren. Dem Gericht steht infolge der 
grundsätzlichen Trennung der beiderseitigen Zustän­
digkeit eine Nachprüfung dieser Entscheidung des 
Staatsanwalts nicht zu. Wohl aber kann der übergeord­
nete Staatsanwalt diese Anordnung des das Ermitt­
lungsverfahren leitenden Staatsanwalts und dieser 
selbst die entsprechende Anordnung des Leiters des 
Untersuchungsorgans nachprüfen. Das hat seinen 
Grund in dem oben über die Aufsicht Gesagten. Aus 
dem gleichen Grunde kann auch der Anzeigende bei 
dem Staatsanwalt Beschwerde einlegen, wenn das Un­
tersuchungsorgan die Einleitung einer Untersuchung 
ablehnt (§ 105 Abs. 2). Diese Beschwerde, die nur den 
Fall des Absehens von einer Untersuchung bei Über­
tretungen (§ 105 Abs. 1) betrifft, ist ausdrücklich an 
eine Frist gebunden. Dagegen ist die sich aus dem 
Grundsatz der Aufsicht ergebende Beschwerde gegen 
die Einstellung des Verfahrens n a c h  Durchführung 
der Untersuchungen (§§ 158, 159, 164. 165 StPO), die 
nach § 160 Abs. 2, § 166 deshalb ebenfalls dem Anzei­
genden mitzuteilen ist, an keine Frist gebunden, ebenso 
wie die Beschwerde nach § 100 StPO.
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1) ebenda S. 74.


